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Weinmann: Kriminalisierung von Justizbediensteten bei Verstößen gegen
den Datenschutz verhindern

Anlässlich der Ersten Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung zur Anpassung
datenschutzrechtlicher Vorschriften für die Justizbehörden sagte der rechtspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion, Nico Weinmann:

„Der Gesetzentwurf enthält einige Punkte, auf deren Änderung die FDP drängen wird. Besonders
problematisch sehen wir die Einrichtung einer Mithörfunktion beim Einsatz von mobilen Alarmgeräten
von Justizmitarbeitern im Außeneinsatz“, so Weinmann. Zwar sei es wichtig, Außendienstmitarbeiter
wie etwa Gerichtsvollzieher zu schützen. „Dies erreicht man aber nicht mittels der Mithörfunktion. Die
Landesregierung räumt in der Gesetzesbegründung selbst ein, dass 300 solcher Alarmgeräte bereits
im vergangenen Jahr im Einsatz waren. Es wurden in der gesamten Zeit aber lediglich 3 Notrufe
abgesetzt. Das zeigt, dass der praktische Nutzen gegen Null tendiert.“ Demgegenüber stünden durch
die Mithörfunktion massive Eingriffe in die Grundrechte, insbesondere, wenn Aufnahmen von privatem
Kernbereich mitgeschnitten würden, bemängelte der FDP-Politiker. „Mit diesem Vorhaben werden
erneut Grundrechte ausgehöhlt, ohne dass es einen Mehrwert bei der Sicherheit gibt.“

Auf besonderes Unverständnis stößt bei ihm, dass die Geräte bereits vor ihrer Anschaffung vor einigen
Jahren mit Kenntnis der Landesregierung mit einer solchen Mithörfunktion ausgestattet wurden,
obwohl es an einem Parlamentsbeschluss hierzu fehlte. „Das Verhalten der Landesregierung ist
befremdlich. Es muss klar sein, dass die Gesetze zuerst im Parlament beschlossen werden müssen,
und erst danach entsprechende Maßnahmen auf den Weg gebracht werden“, kritisierte Weinmann.

Daneben müssen nach Ansicht der FDP die Strafvorschriften bei Verstößen gegen die
Datenschutzpflichten deutlich gelockert werden. „Wir werden uns weiter dafür einsetzen, dass die
sehr weitreichenden Strafvorschriften bei Verstößen gegen das Datenschutzrecht gelockert werden.
Nach dem Willen des Gesetzgebers werden bereits kleinste Vergehen mit einer Freiheitsstrafe bis zu
zwei Jahren oder Geldstrafe bestraft, wenn der Justizbedienstete in ‚Schädigungsabsicht‘ handelt.
Dieser Begriff ist aber sehr weitgehend. Es besteht daher die Gefahr, dass bereits typisches
Justizhandeln wie etwa die Erhebung einer Anklageschrift als Schädigung aufgefasst werden kann.
Eine derartige Kriminalisierung der Justizbediensteten ist inakzeptabel und muss verhindert werden.“
Der Rechtspolitiker findet, dass vielmehr „nur gravierende Verstöße gegen den Datenschutz
strafrechtlich zu sanktionieren“ werden sollten. „Dies betrifft insbesondere den kommerziellen Handel
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mit fremden Daten. Alle anderen Verstöße sollten allenfalls mit einem Bußgeld belegt werden.“ Vor
diesem Hintergrund kündigte Weinmann an, auf eine Änderung der Gesetzesentwürfe in diesen
beiden Punkten hinwirken zu wollen.


